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Überprüfungen 

§ 15h. (1) Zur Überprüfung, ob die erforderlichen Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Verkehrsgenehmigung vorliegen, hat das Eisenbahnverkehrsunternehmen in einem Zeitraum von jeweils 
fünf Jahren wiederkehrend, erstmals in einem Zeitraum von fünf Jahren ab Verkehrseröffnung, von sich 
aus und vor Ablauf der Fünfjahresfrist der Behörde diese Voraussetzungen nachzuweisen. Liegen die 
Voraussetzungen für eine erteilte Verkehrsgenehmigung nicht mehr vor, ist das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen verpflichtet, dies der Behörde unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Ein Eisenbahnverkehrsunternehmen darf seine Geschäftstätigkeit, soweit sich diese auf die 
Erbringung von Eisenbahnverkehrsdiensten bezieht, nur dann erheblich ändern oder erweitern, wenn 
zuvor von der Behörde auf Antrag des Eisenbahnverkehrsunternehmens bescheidmäßig festgestellt 
worden ist, dass die Voraussetzungen für die erteilte Verkehrsgenehmigung trotz der erheblichen 
Änderung oder Erweiterung seiner Geschäftstätigkeit nach wie vor vorliegen. 

(3) Hat ein Eisenbahnverkehrsunternehmen sechs Monate lang die Erbringung von 
Eisenbahnverkehrsdiensten eingestellt oder innerhalb von sechs Monaten ab Erlassung der 
Verkehrsgenehmigung noch keine Eisenbahnverkehrsdienste erbracht, hat es dies der Behörde 
anzuzeigen. Die Behörde ist in diesem Fall befugt, vom Eisenbahnverkehrsunternehmen den Nachweis zu 
verlangen, dass die erforderlichen Voraussetzungen für die Erteilung einer Verkehrsgenehmigung nach 
wie vor vorliegen. Im Falle, dass das Eisenbahnverkehrsunternehmen noch keine 
Eisenbahnverkehrsdienste erbracht hat, hat die Behörde diese Frist auf Antrag des 
Eisenbahnverkehrsunternehmens angemessen zu erstrecken, wenn das durch die Besonderheit des 
beabsichtigten Eisenbahnverkehrsdienstes gerechtfertigt ist. 

(4) Die Behörde hat bei Auftreten ernsthafter Zweifel am Vorliegen der für die Erteilung einer 
Verkehrsgenehmigung erforderlichen Voraussetzungen eine amtswegige Überprüfung vorzunehmen. 
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